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Vor drei Jahren stand eine Kranken-
schwester in Düsseldorf während 
einer Kundgebung auf der Bühne 
direkt vor Bundesgesundheitsminis-
ter Jens Spahn und fragte ihn unter 
den Protestrufen von 4.000 De-
monstrierenden: „Wissen sie, was 
es heißt, einen Menschen alleine 
sterben zu lassen? Bestimmt nicht! 
Alle, die hier stehen, wissen das.“ 
Auf dem Platz standen Beschäftigte 
aus den Krankenhäusern, der Alten-
pfl ege, psychiatrischen Kliniken und 
anderen Gesundheitseinrichtun-
gen, die gemeinsam für ein besse-
res Gesundheitssystem kämpften. 
Die damaligen Beschwichtigungen 
des Ministers und sein „Wir haben 
verstanden und werden etwas än-
dern“ wurden von den Anwesen-
den schon damals als dreiste Lüge 
wahrgenommen.

Drei Jahre später und kurz vor der 
Bundestagswahl erleben wir das 

Gleiche: Viele Versprechen, weni-
ge Taten und noch weniger Inter-
esse daran, das Gesundheitssys-
tem am Menschen und nicht am 
Profi t auszurichten.

Für mehr Personal und 
bessere Löhne

Die Corona-Pandemie hat die 
Missstände im Gesundheitswe-
sen schonungslos aufgedeckt und 
lässt nur eine Schlussfolgerung 
zu: Das Gesundheitswesen ge-
hört in öff entliche Hand. 

Nach aktuellen Umfragen will ein 
Drittel aller Pfl egekrä fte den Be-
ruf verlassen. Die ständige Über-
lastung macht krank. 600.000 
Pfl egekrä fte arbeiten nicht mehr 
in ihrem erlernten Beruf. Um das 
zu stoppen, brauchen wir besse-
re Arbeitsbedingungen und höhe-
re Löhne, nicht nur in der Pfl ege, 

sondern in allen Berufen im Ge-
sundheitswesen. Dazu gehört an 
erster Stelle die Einführung einer 
gesetzlich verbindlichen Personal-
bemessung. Für die Altenpfl ege 
braucht es einen bundesweit ein-
heitlichen Tarifvertrag mit guten 
Löhnen und Arbeitszeiten.

Im vergangenen Jahr sind über 
20 Krankenhäuser geschlossen 
worden. Betten und Kapazitäten, 
die dringend benötigt werden, 
wurden abgebaut. Inmitten der 
Pandemie kündigten Kranken-
hauskonzerne Massenentlassun-
gen von Servicekrä ften an. Wir 
brauchen eine wohnortnahe Kran-
kenhausversorgung, kein Haus 
darf schließen. Die größtenteils 
aus den Betrieben ausgelagerten 
Servicekrä fte müssen wieder ein-
gegliedert werden. Das Prinzip 
„Ein Haus – Ein Arbeitgeber – Ein 
Tarifvertrag“ muss wieder durch-
gesetzt werden. 

Weg mit den 
Fallpauschalen

Mit der Einführung der Fallpau-
schalen (DRG) ist Gesundheit zur 
Ware geworden. Allein im Pfl e-
gebereich wurden innerhalb von 
fünf Jahren 33.000 Stellen ab-
gebaut. Die Fallpauschalen sind 
der große Privatisierungshebel. 
Kliniken, die am Personal sparen, 
machen Gewinne – Wer gute Ver-
sorgung garantiert, schreibt rote 
Zahlen. Die Krankenhäuser müs-
sen wieder in öff entliche Hand 
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Vor drei Jahren stand eine Kranken-
schwester in Düsseldorf während 
einer Kundgebung auf der Bühne di-
rekt vor Bundesgesundheitsminister 
Jens Spahn und fragte ihn unter den 
Protestrufen von 4.000 Demonstrie-
renden: „Wissen sie, was es heißt, 
einen Menschen alleine sterben zu 
lassen? Bestimmt nicht! Alle, die 
hier stehen, wissen das.“ Auf dem 
Platz standen Beschäftigte aus den 
Krankenhäusern, der Altenpflege, 
psychiatrischen Kliniken und an-
deren Gesundheitseinrichtungen, 
die gemeinsam für ein besseres 
Gesundheitssystem kämpften. Die 
damaligen Beschwichtigungen des 
Ministers und sein „Wir haben ver-
standen und werden etwas ändern“ 
wurden von den Anwesenden schon 
damals als dreiste Lüge wahrge-
nommen.

Drei Jahre später und kurz vor der 
Bundestagswahl erleben wir das 

Gleiche: Viele Versprechen, weni-
ge Taten und noch weniger Interes-
se daran, das Gesundheitssystem 
am Menschen und nicht am Profit 
auszurichten.

Für mehr Personal 
und bessere Löhne

Die Corona-Pandemie hat die 
Missstände im Gesundheitswe-
sen schonungslos aufgedeckt und 
lässt nur eine Schlussfolgerung zu: 
Das Gesundheitswesen gehört in 
öffentliche Hand. 

Nach aktuellen Umfragen will ein 
Drittel aller Pflegekräfte den Beruf 
verlassen. Die ständige Überlas-
tung macht krank. 600.000 Pfle-
gekräfte arbeiten nicht mehr in 
ihrem erlernten Beruf. Um das zu 
stoppen, brauchen wir bessere 
Arbeitsbedingungen und höhere 
Löhne, nicht nur in der Pflege, son-

DKP wählen!
Weil die DKP sagt: Raus aus 
der NATO! Für Frieden mit 
Russland und China!

Weil die DKP sagt: Stoppt den 
sozialen Kahlschlag und den 
Angriff auf unsere demokrati-
schen Rechte.

Weil die DKP sagt: Die Coro-
na-Pandemie und die kapita-
listische Krise zeigen täglich, 
wie notwendig gesellschaftli-
ches Eigentum und Planung 
sind, wie überholt der Kapita-
lismus ist.

Weil die DKP sagt, dass Ge-
sundheit, Bildung, Wohnen 
und Mobilität gesellschaftliche 
Aufgaben sind und der Pro-
fitmacherei entrissen werden 
müssen.

Weil die DKP sagt, dass man 
die Umwelt nur schützen kann, 
wenn man die Monopole dazu 
zwingt und nicht dadurch, 
dass man die Menschen mit 
einer CO2-Steuer ausnimmt.

Der Versuch die DKP mit bü-
rokratischen Mitteln von der 
Wahl auszuschließen hat ge-
zeigt, dass sie den Herrschen-
den ein Dorn im Auge ist.

Aber: DKP wählen ist nur ein 
erster Schritt. Ohne Massen-
bewegung für Demokratie und 
sozialen Fortschritt, gegen die 
Monopole und ihre Regierun-
gen wird sich nichts ändern. 
Mach mit!



Sozialistische Wochenzeitung
Zeitung der DKP

Ich möchte gerne:

 Die UZ sechs Wochen gratis 
 Probelesen (Print & Online)! 
 Der Bezug endet automatisch

 Weitere Informationen über 
 die DKP 

Wir schreiben – auch 
beim Thema  Gesundheit 
– dort weiter, wo andere 

Medien längst schweigen. 

Name

Vorname

Straße, Hausnr.

PLZ

Ort

Telefon

E-Mail

(Ohne E-Mail kein Online-Bezug möglich)

Zurück an:  DKP-Parteivorstand
Hoffnungstraße 18 . 45127 Essen
Tel.: 0201 - 17 78 89 23
E-Mail: info@unsere-zeit.de V.
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unter demokratischer Kontrolle 
mit einer ausreichenden Finan-
zierung nach dem Selbstkosten-
deckungsprinzip.

Der Hauptwiderstand gegen eine 
gesetzliche Personalbemessung 
kommt vom Spitzenverband der 
Krankenkassen. Dieser handelt 
nicht nur an dieser Stelle im In-
teresse der Arbeitgeberverbän-
de. Seit Jahrzehnten wird die 
Einführung von Positivlisten für 
Medikamente verweigert, um die 
Profi te der Pharmaindustrie zu 
schützen. Hier könnte viel Geld 
gespart werden, das an anderer 
Stelle für eine gute Versorgung 
und mehr Personal benötigt wird. 
Genauso braucht es einen Stopp 
der Zuzahlungen für Medika-
mente, Hilfsmittel und stationäre 
Aufenthalte. Wir wollen eine kos-
tenlose Gesundheitsversorgung 
für alle.

Weg mit dem 
Patentschutz

Corona hat einmal mehr gezeigt, 
dass eine Pandemie nur weltweit 
bekämpft werden kann. Sozialis-
tische Länder wie Kuba machen 
vor, was es heißt, Gesundheits-
schutz am Menschen und nicht 
am Profi t auszurichten. Impfstof-
fe müssen in allen Ländern allen 
Menschen zugänglich sein. Dafür 
brauchen wir die sofortige Aufhe-
bung des Patentschutzes, damit 
die besten Impfstoff e in ausrei-
chender Menge produziert und 
zur Verfügung gestellt werden 
können. Das Verhalten der Bun-
desregierung zeigt: die Profi te der 
Pharmakonzerne sind ihr wichti-
ger als der Gesundheitsschutz.

Wir müssen unser Recht auf Ge-
sundheit gegen Konzerne und 
Regierung durchsetzen. Unser 
Protest gehört auf die Straße, un-
sere Solidarität gehört den kämp-
fenden und streikenden Beschäf-
tigten in Krankenhäusern und 
Gesundheitseinrichtungen.

Die DKP steht an der Seite der 
Beschäftigten. Sie kandidiert zur 
Bundestagswahl und fordert:

Keinen Profi t mit der 
Gesundheit! Krankenhäu-
ser und Gesundheitsein-
richtungen in öffentliche 
Hand!

Die aktuellen Krisen des Kapitalismus sind keine Ausrutscher. Wir erleben 
eine allgemeine Krise des Kapitalismus, die den Eigentums- und Produkti-
onsverhältnissen, der kapitalistischen Konkurrenz- und Profi tlogik entspringt. 
Für Profi te gehen Banken und Konzerne über Leichen. Sie vernichten unsere 
Arbeitsplätze und zerstören unsere Lebensverhältnisse. Für die Sicherung der 
Profi te werden Kriege geführt, werden wir und andere Völker ausgebeutet. 

Dieser Teufelskreis kann nur durch grundlegende Veränderungen, durch Ver-
änderungen der Eigentums- und Produktionsverhältnisse durchbrochen wer-
den. Das Gegenmodell zum krisenhaften Kapitalismus sind gesellschaftliche 
Planung und gesellschaftliches Eigentum. 

Das Gegenmodell ist der Sozialismus.

die krise heißt

Fo
to

: T
ho

m
as

 B
re

nn
er

Sozialistische Wochenzeitung
Zeitung der DKP

Ich möchte gerne:

 Die UZ sechs Wochen gratis 
 Probelesen (Print & Online)! 
 Der Bezug endet automatisch

 Weitere Informationen über 
 die DKP 

Wir schreiben – auch 
beim Thema  Gesundheit 
– dort weiter, wo andere 

Medien längst schweigen. 

Name

Vorname

Straße, Hausnr.

PLZ

Ort

Telefon

E-Mail

(Ohne E-Mail kein Online-Bezug möglich)

Zurück an:  DKP-Parteivorstand
Hoffnungstraße 18 . 45127 Essen
Tel.: 0201 - 17 78 89 23
E-Mail: info@unsere-zeit.de V.

i.S
.d

.P
.: 

W
. R

ic
ht

er
, c

/o
 D

KP
-P

ar
te

iv
or

st
an

d,
 H

off
 n

un
gs

tr.
 1

8,
 4

51
27

 E
ss

en

unter demokratischer Kontrolle 
mit einer ausreichenden Finan-
zierung nach dem Selbstkosten-
deckungsprinzip.

Der Hauptwiderstand gegen eine 
gesetzliche Personalbemessung 
kommt vom Spitzenverband der 
Krankenkassen. Dieser handelt 
nicht nur an dieser Stelle im In-
teresse der Arbeitgeberverbän-
de. Seit Jahrzehnten wird die 
Einführung von Positivlisten für 
Medikamente verweigert, um die 
Profi te der Pharmaindustrie zu 
schützen. Hier könnte viel Geld 
gespart werden, das an anderer 
Stelle für eine gute Versorgung 
und mehr Personal benötigt wird. 
Genauso braucht es einen Stopp 
der Zuzahlungen für Medika-
mente, Hilfsmittel und stationäre 
Aufenthalte. Wir wollen eine kos-
tenlose Gesundheitsversorgung 
für alle.

Weg mit dem 
Patentschutz

Corona hat einmal mehr gezeigt, 
dass eine Pandemie nur weltweit 
bekämpft werden kann. Sozialis-
tische Länder wie Kuba machen 
vor, was es heißt, Gesundheits-
schutz am Menschen und nicht 
am Profi t auszurichten. Impfstof-
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brauchen wir die sofortige Aufhe-
bung des Patentschutzes, damit 
die besten Impfstoff e in ausrei-
chender Menge produziert und 
zur Verfügung gestellt werden 
können. Das Verhalten der Bun-
desregierung zeigt: die Profi te der 
Pharmakonzerne sind ihr wichti-
ger als der Gesundheitsschutz.
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dern in allen Berufen im Gesund-
heitswesen. Dazu gehört an erster 
Stelle die Einführung einer gesetz-
lich verbindlichen Personalbemes-
sung. Für die Altenpflege braucht 
es einen bundesweit einheitlichen 
Tarifvertrag mit guten Löhnen und 
Arbeitszeiten.

Im vergangenen Jahr sind über 20 
Krankenhäuser geschlossen wor-
den. Betten und Kapazitäten, die 
dringend benötigt werden, wurden 
abgebaut. Inmitten der Pandemie 
kündigten Krankenhauskonzerne 
Massenentlassungen von Ser-
vicekräften an. Wir brauchen eine 
wohnortnahe Krankenhausversor-
gung, kein Haus darf schließen. 
Die größtenteils aus den Betrieben 
ausgelagerten Servicekräfte müs-
sen wieder eingegliedert werden. 
Das Prinzip „Ein Haus – Ein Arbeit-
geber – Ein Tarifvertrag“ muss wie-
der durchgesetzt werden.

Weg mit den Fallpauschalen

Mit der Einführung der Fallpau-
schalen (DRG) ist Gesundheit zur 
Ware geworden. Allein im Pfle-
gebereich wurden innerhalb von 
fünf Jahren 33.000 Stellen ab-
gebaut. Die Fallpauschalen sind 
der große Privatisierungshebel. 
Kliniken, die am Personal sparen, 
machen Gewinne – Wer gute Ver-
sorgung garantiert, schreibt rote 
Zahlen. Die Krankenhäuser müs-
sen wieder in öffentliche Hand 
unter demokratischer Kontrolle 
mit einer ausreichenden Finan-
zierung nach dem Selbstkosten-
deckungsprinzip. 

Der Hauptwiderstand gegen eine 
gesetzliche Personalbemessung 
kommt vom Spitzenverband der 
Krankenkassen. Dieser handelt 
nicht nur an dieser Stelle im Inter-
esse der Arbeitgeberverbände. Seit 
Jahrzehnten wird die Einführung von 
Positivlisten für Medikamente ver-
weigert, um die Profite der Pharma-
industrie zu schützen. Hier könnte 
viel Geld gespart werden, das an an-
derer Stelle für eine gute Versorgung 
und mehr Personal benötigt wird. 
Genauso braucht es einen Stopp 
der Zuzahlungen für Medikamente, 
Hilfsmittel und stationäre Aufenthal-
te. Wir wollen eine kostenlose Ge-
sundheitsversorgung für alle.

Weg mit dem Patentschutz

Corona hat einmal mehr gezeigt, 
dass eine Pandemie nur weltweit 
bekämpft werden kann. Sozialisti-
sche Länder wie Kuba machen vor, 
was es heißt, Gesundheitsschutz 
am Menschen und nicht am Profit 
auszurichten. Impfstoffe müssen in 
allen Ländern allen Menschen zu-
gänglich sein. Dafür brauchen wir 
die sofortige Aufhebung des Patent-
schutzes, damit die besten Impfstoff 
e in ausreichender Menge produziert 
und zur Verfügung gestellt werden 
können. Das Verhalten der Bundes-
regierung zeigt: die Profite der Phar-
makonzerne sind ihr wichtiger als 
der Gesundheitsschutz. Wir müssen 
unser Recht auf Gesundheit gegen 
Konzerne und Regierung durchset-
zen. Unser Protest gehört auf die 
Straße, unsere Solidarität gehört 
den kämpfenden und streikenden 
Beschäftigten in Krankenhäusern 
und Gesundheitseinrichtungen. Die 
DKP steht an der Seite der Beschäf-
tigten. Sie kandidiert zur Bundes-
tagswahl und fordert:

Keinen Profit mit der 
Gesundheit! Krankenhäuser 
und Gesundheitseinrichtun-
gen in öffentliche Hand!

dkp.de


